
Direktive Nr. 14
Grundsätze für die Bestimmungen betreßs der Arbeitslöhne

1. Während der Dauer der Besamung wird Deutschland als ein einheitliches 
Wirtschaftsgebiet behandelt werden. Zu diesem Zwecke wird ein ge
meinschaftliches Verfahren in Fragen, die sich auf Löhne, Preise und 
Zuteilung lebenswichtiger Verbrauchsmittel beziehen, eingeführt werden.

2. Die Militärregierung wird Anweisungen an die deutschen Behörden er
lassen, die bestehenden Aufsichtsmaßregeln für Arbeitslöhne weiter
bestehen zu lassen. Die Aufsicht wird von den dazu bezeichneten deut
schen Arbeitsämtern im Sinne dieser Direktive ausgeübt.

3. Zur Durchführung dieser Grundsätze werden die bestehenden Lohnsätze, 
einschließlich derer für Stückarbeit und Überstunden, sowie alle Sonder
zulagen auf ihrer gegenwärtigen Höhe erhalten und angewandt, soweit 
diese Direktive nicht anderes bestimmt:
a) Es darf bei der Anwendung der Lohnsätze für Gruppen oder Einzel

personen kein Unterschied aus rassischen oder religiösen Gründen 
oder auf Grund von politischer Gesinnung oder von Zugehörigkeit 
zu einer politischen Partei gemacht werden.

b) Die Auszahlung von Prämien und sonstigen Vergütungen für Kriegs
risikos wird eingestellt.

c) Die Einführung neuer Lohnsätze ist zulässig, wenn wegen einer 
Änderung in einem Fertigfabrikat oder in den zu seiner Herstellung 
gebrauchten Rohstoffen oder aus ähnlichen Gründen ein solches 
Verfahren zweckmäßig erscheint. Die neuen Lohnsätze sind soweit 
wie möglich den bestehenden Lohnsätzen für gleichartige Arbeit 
anzupassen. Der ehemalige normale Verdienst der in Frage kom
menden Arbeiter soll auch berücksichtigt werden.

d) Stundenlöhne müssen der tatsächlich bei der Arbeit aufgewendeten 
Zeit entsprechen.

4. Gewerkschaften dürfen mit Arbeitgebern oder Arbeitgeberverbänden 
Verhandlungen über die Änderung der Lohnsätze anknüpfen, soweit es 
die oben erwähnten Grundsätze zulassen. Es dürfen jedoch keine Ände
rungen in den Lohnsätzen ohne Genehmigung der deutschen Arbeits
ämter vorgenommen werden.

5. Nach der Errichtung von repräsentativen und freien Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden werden die deutschen Behörden angewiesen, 
Körperschaften mit beratender Stimme zur Bearbeitung von Lohnfragen 
ins Leben zu rufen.

6. Die Verfügungen der deutschen Arbeitsämter in ihrer Eigenschaft als 
Aufsichtsstellen für Arbeitslöhne können von der Militärregierung über
prüft, widerrufen oder abgeändert werden. Diese wird immer verlangen, 
daß die Verfügungen mit dieser Direktive und den anderen Anweisun
gen der Alliierten im Einklang stehen.
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